
Niederösterreich — die Hauptstadtproblematik 
in der Sicht des Niederösterreichischen Landtags1

Von H erm ann R i e p 1

Seit es das selbständige Bundesland N iederösterreich gibt — 
seit dem 29. Dezember 1921, seit jenem  Tag also, als der Land­
tag von N iederösterreich und der G em einderat von Wien als Land­
tag die T rennung von N iederösterreich beschlossen haben, keh rt 
ein Thema regelm äßig w ieder: Braucht N iederösterreich eine neue 
Landeshauptstadt? Die Frage ist bis heute nicht endgültig bean t­
w ortet. W er könnte sie auch endgültig beantw orten, d. h. dem 
B undesland N iederösterreich eine H auptstadt geben und dam it die­
sem Bundesland ein wirtschaftliches, politisches und kulturelles Zen­
trum  schaffen, wie es etw a die S teierm ark  m it Graz oder O ber­
österreich m it Linz haben. Soll es eine rein  politische Entscheidung
— selbstverständlich auf der G rundlage exak ter wissenschaftlicher 
A nalysen — sein, oder n u r die konsequente D urchführung einer 
wissenschaftlichen Expertise der Fachleute der Raum planung?

Seit dem Jah re  1971 untersuchte das österreichische In s titu t für 
R aum planung im A uftrag der Niederösterreichischen Landesre­
gierung die Frage „Landeshauptstadt — ja  oder nein“ und schon 
im V orentw urf einer endgültigen Aussage zu diesem Thema w urden 
Ende 1973 vier V arianten, darun ter auch der „status quo“, genannt. 
Gleichzeitig verw eist m an in der H errengasse darauf, so behauptet 
die Tageszeitung „Die P resse“, daß „selbst die endgültige Expertise 
noch keine Entscheidungsm öglichkeit bieten w erde“ 2.

Vieles spricht dafür, daß N iederösterreich auch w eiterhin  keine 
eigene L andeshauptstadt haben w ird, weil von dem okratischen Po­
litikern  m it Recht keine w illkürlichen und dem Augenblick en t­
sprechende Entscheidungen erw arte t w erden können und weiters, 
weil auch von den Fachleuten wohl eine exakte B estandsaufnahm e 
aller D aten und Fakten, keinesfalls aber verlässliche Aussagen 
über die zukünftige Entwicklung des Landes — ob m it oder ohne 
H auptstad t — erw arte t w erden können. Wem aber könnte zuge­
m utet w erden, in Zeiten w achsender W irtschaft und allgem einer 
A ufw ärtsentw icklung, ein derartiges Risiko auf sich zu nehmen, wo

1 Vortrag, gehalten vor dem Verein f. Landeskunde von Nieder­
österreich u. W ien am 5. April 1974.

2 Andreas M aurer: Ein Land sucht seine Hauptstadt. N iederöster­
reich w ill eine eigene Kapitale. In: Die Presse v. 16. April 1971, Sonder­
beil. „Niederösterreich“. Und: „Kein niederösterreichisches B rasilia“. In: 
Die Presse v. 27. Dezember 1973.
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die N otwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer eigenen Landeshaupt­
stadt fü r Niederösterreich keinesfalls ein Anliegen aller N iederöster­
reicher ist. Eine Zeit, die in der Lage w ar, die Monarchie abzu­
schaffen und der Republik eine bundesstaatliche und demokratische 
Verfassung zu geben, eine Zeit auch, die im stande war, Wien und 
N iederösterreich zu trennen und zu selbständigen Bundesländern 
zu machen, w äre wahrlich auch in der Lage gewesen, dem Bun­
desland Niederösterreich eine neue H auptstadt zu geben und 
hat es nicht getan. Es ist heute nicht m ehr bekannt, ob es irgend­
jem andem  im Augenblick der endgültigen Trennung von Wien und 
N iederösterreich ein echtes Anliegen war, fü r Niederösterreich eine 
eigene Landeshauptstadt zu besitzen. In der lapidaren Feststellung 
des Art. 11 der Nieder österreichischen L andesverfassung3, daß der 
Sitz des Landtages von Niederösterreich Wien ist, dürfte  unerw ähnt 
die Feststellung enthalten  sein, daß dies auch fü r die Landesver­
w altung zutrifft. Den B efürw ortern der Trennung in beiden Groß­
parteien, den Christlichsozialen und Sozialdemokraten, w urde von 
den Deutschnationalen Landtagsabgeordneten, die als scharfe Geg­
ner der Trennung von Wien und Niederösterreich auftraten, zum 
Zeitpunkt der Trennung der V orw urf gemacht, daß sie „nicht ein­
mal im stand sind, sich irgendwo im Lande draußen zusammenzu­
setzen, um dort ihre Gesetzgebung zu fü h re n ,. . .  sondern daß Sie 
notgedrungen in Wien tagen müssen, weil dieses Wien der n a tü r­
liche, selbstverständliche M ittelpunkt des Landes is t“. Und, ver­
mutlich eher im Scherz, meinte einer:,,Es w erden Baden, Mödling, 
es werden Amstetten, Krems, St. Pölten und andere Städte sich 
darum  raufen, die Landeshauptstadt zu sein, und so müssen Sie (die 
B efürw orter der Trennung, Anm.) die W ahrnehm ung machen, daß 
dieses Land gar keine andere Gemeinsamkeit hat, als die mit 
W ien“ 4.

Obwohl von der ersten Stunde an, da die Trennung von Wien 
und Nieder Österreich den Verfassungsausschuß der Nationalversam m ­
lung beschäftigte, allen V erantwortlichen klar war, in welch be­
denkliche finanzielle Situation das Rest-Niederösterreich geraten 
müßte, wenn der Bund dem Land Niederösterreich keinen finan­
ziellen Ersatz für künftige Steuerausfälle bieten würde, w urde 
die Trennung von Wien und Niederösterreich vollzogen.

M ehr als 80 Prozent aller Steuern des m it Wien noch vereinten 
Niederösterreich w urden damals in Wien aufgebrach t5 und Nieder­
österreich hat nu r deshalb seine vielen Straßen und Spitäler er-

3 Landesverfassungsgesetz f. d. Land Niederösterreich in d. Fassung 
v. 1930. Abgedr. in: Riepl, Hermann: Fünfzig Jahre Landtag von Nieder­
österreich. Bd. 1. Wien 1972. S. 465.

4 Der Nationaldemokrat Dr. Otto Lutz am 28. Dezember 1920 im  
N ö. Landtag. Zitiert in Riepl Landtag  I. S. 29 f.

5 Landesrat Rudolf Müller in der Budgetdebatte f. d. J. 1920. Zitiert 
in: Riepl Landtag  I. S. 15.
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richten können, weil ihm  die F inanzkraft Wiens zur V erfügung ge­
standen ist 6.

Zum Z eitpunkt der Beschlußfassung über die österreichische 
Bundesverfassung, am 1. O ktober 1920, aber auch des Ink rafttre tens 
des Trennungsgesetzes von Wien und N iederösterreich am 1. Jän n er 
1922, bestand wohl noch die Hoffnung, daß das B undes-Finanzver- 
fassungsgesetz, das im Jah re  1922 beschlossen w urde, bzw. die auf 
diesem Verfassungsgesetz beruhenden A bgabenteilungsgesetze (Fi­
nanzausgleichsgesetze) dem Land Nieder Österreich den W egfall 
seiner H auptstad t abgelten w ürden. Wie sich aber sehr bald zeigen 
sollte, w ar dem nicht ganz so. Die Freude über die T rennung Wiens 
von N iederösterreich w ar deshalb nu r von kurzer Dauer. W ährend 
es den U nterhändlern  Wiens gelungen w ar, Wien als Gemeinde 
u n d  als eigenes Bundesland in der Bundesverfassung zu veran ­
kern  und sich dam it die doppelten B udgetzuteilungen (als Gemeinde 
und Land) zu s ich ern 7, konnten die V ertreter N ieder Österreichs 
ganz offensichtlich keinen verfassungsrechtlichen Anspruch fü r den 
V erlust der H auptstad t geltend machen. Offiziell w ar der N ieder­
österreichische Landtag selbst nie m it der Bundesverfassung befasst 
worden, vielm ehr h a t sich der Verfassungsausschuß der Provisori­
schen N ationalversam m lung über niederösterreichische Landtags­
beschlüsse h inw eggesetzt8. Jedenfalls ha t N iederösterreich in den 
V erhandlungen um  ein Bundes-Finanzverfassungsgesetz nicht nu r 
keinerlei Bevorzugung gegenüber den anderen Bundesländern er­
reicht, deretw egen es sich ja  auch auf das kom plizierte T rennungs­
verfahren  m it Wien einlassen m u ß te 9, sondern überdies die von 
vornherein  feststehenden finanziellen V erluste durch die fehlende 
L andeshauptstadt nicht abgegolten bekommen. Dazu kam en noch 
der w irtschaftliche Niedergang, die Inflation und eine politische 
Radikalisierung, die den gesam ten S taat und somit auch den W eiter­
bestand aller B undesländer in Frage stellten 10.

Deshalb ist es auch nicht verw underlich, daß w ährend der ganzen 
Zeit der E rsten Republik niem and auf die Idee kam, dem Land w ieder 
eine H auptstad t zu geben. Eine neue H auptstadt hä tte  N iederöster­
reich u n te r den dam aligen U m ständen nicht reicher gemacht. Eine

ß Finanzreferent Dr. Barsch in der Budgetdebatte f. d. J. 1930. Zi­
tiert in: Riepl Landtag  I. S. 250.

7 Es war Prof. K elsens Anregung, daß Wien in finanzieller Hinsicht 
unbeschadet seiner Stellung als Gemeinde die Stellung eines selbständigen  
Bundeslandes erhielt. (Felix Ermacora: Österreichs Bundesverfassung u. 
Hans Kelsen. In: Festschrift f. H. K elsen z. 90. Geburtstag. Wien 1971. 
S. 41.)

8 Riepl Landtag  I. S. 25, 215 f.
9 Bei den Länderkonferenzen von Salzburg u. Linz über die Schaf­

fung der österr. Bundesverfassung bekundeten die Vertreter der übrigen 
Bundesländer im  Zusammenhang m it der Schaffung des Bundesrates ihr 
großes Interesse an der Trennung Wiens von Niederösterreich. („Steno­
graphische V erhandlungsschrift. . . “ Salzburg 1920 bzw. Linz 1920.)

10 Riepl Landtag  I. S. 263.
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eher gegenteilige Entwicklung schien sich dafür anzubahnen, ein 
Vorschlag über eine Volksabstimmung fü r die W iedervereinigung 
von Wien und Niederösterreich w urde im Niederösterreichischen 
Landtag e ingebrach t11, beschlossen und der Landesregierung zu­
geleitet, von dieser aber nicht w eiter verfolgt, da die Vereinigungen 
von Bundesländern ja  n u r durch eine Ä nderung der Bundesver­
fassung erfolgen könnten.

Ehe ich mich jetzt m it den einzelnen A nregungen und W ort­
m eldungen im Niederösterreichischen Landtag zum Thema Landes­
hauptstad t auseinandersetze, erscheint es unerläßlich, den H er­
gang der Trennung Wiens von Niederösterreich, wenn auch nur 
sehr gestrafft, zu erzählen 12.

Die Frage der Selbständigkeit Wiens und seiner U nabhängig­
keit vom Niederösterreichischen Landtag w ar nicht erst im Zuge 
der Bemühungen um eine bundesstaatliche Verfassung fü r die Re­
publik Österreich aktuell geworden, sondern sie reicht zurück in die 
M itte des 19. Jahrhunderts. Der W iener G em einderat strebte bereits 
1864 die Reichsunm ittelbarkeit fü r Wien an. B ürgerm eister Cajetan 
Felder allerdings brachte den A ntrag auf Schaffung eines K ron- 
landes Wien zu Fall, indem er u. a. darauf hinwies, daß durch die 
Loslösung Wiens vom M utterland Niederösterreich der deutsche Cha­
rak ter der S tadt ernsthaft in Frage gestellt würde.

Am 21. Oktober 1918 tra ten  die deutschen Abgeordneten des 
früheren Abgeordnetenhauses des Österreichischen Reichsrathes im 
Großen Sitzungssaal des NÖ. Landhauses zusammen und konstituier­
ten sich als „Provisorische N ationalversam m lung des selbständigen 
deutsch-österreichischen S taates“ und am 12. November 1918 beschloß 
dieselbe Versammlung das Gesetz über die S taats- und Regierungs­
form von Deutschösterreich, das dieses als demokratische Republik 
erklärte.

In den Ländern hatte  sich inzwischen eine ähnliche Entwick­
lung wie im G esam tstaat ergeben. Die ehemaligen Landtage bilde­
ten Provisorische Landesversam mlungen und erk lärten  sich auf 
G rund des Selbstbestimmungsrechtes als eigene, selbständige Län­
der im Rahmen des Deutschösterreichischen Staates. Am 14. Novem­
ber 1918 übertrug  die Provisorische N ationalversam m lung den Pro­
visorischen Landesversam m lungen die Befugnisse der früheren 
Landtage. Damit w ar das föderalistische Prinzip in der neugeschaffe­
nen Republik bestim m t worden, das dann in der zu schaffenden 
Bundesverfassung auch entsprechend zu verankern war.

11 Der Deutschnationale Abg. Rudolf Birbaumer war ein glühender 
Verfechter der W iedervereinigung Wiens mit Niederösterreich. S. Riepl 
Landtag  I. S. 216, 250, 263, 268, 284.

12 S. dazu: H. Riepl: Die Trennung Wiens von Niederösterreich vor 
50 Jahren. (Vortrag). In: Unsere Heimat, Jg. 43, 1972, H eft 1. S. 1— 14; 
H. Riepl: Niederösterreich — 50 Jahre ohne Landeshauptstadt. In: Kultur
— Berichte. Jänner 1972. S. 3—4.
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Die Christlichsozialen, die dam als schon in den L ändern — aus­
genommen in W ien — dom inierten, bekannten sich eindeutig zur 
Souveränität der Länder, die Sozialdem okraten aber zum E inheits­
staat, w eshalb sie einen B undesrat zunächst überhaup t ablehnten. 
E rst auf der L inzer Länderkonferenz vom 20. bis 23. A pril 1920 
fanden die P arte ien v ertre te r zu einem Kompromiß. Die Sozial­
dem okraten stim m ten der E rrichtung einer Länderkam m er, also ei­
nem Bundesrat, zu, gleichzeitig dam it w ar aber auch die Entschei­
dung gefallen, W ien von N iederösterreich zu trennen. Das alte Nie­
derösterreich ha tte  ja  dam als m ehr als die H älfte der gesam ten 
Einw ohner Österreichs und es w ar nu r zu verständlich, daß sich vor 
allem  die V ertre ter der westlichen B undesländer fü r ein Bundes­
land Wien aussprachen. Am 1. O ktober 1920 w urde die Bundesver­
fassung beschlossen. Am 10. November 1920 tra t sie in K raft. Im  A r­
tikel 2 dieser Verfassung gab es kein gemeinsames Bundesland Nie­
derösterreich m ehr, sondern Wien und N iederösterreich-Land. Auf 
G rund der Bundesverfassung h a tte  sich der Niederösterreichische 
L andtag in zwei K urien zu gliedern, indem  die aus dem Gemeinde­
gebiet von Wien gew ählten A bgeordneten die K urie S tad t und die 
übrigen A bgeordneten die K urie Land zu bilden hatten . Als Vor­
bild fü r diese Lösung in K urien diente die Schweizer Verfassung 
m it der Regelung Basel-Land und Basel-Stadt. Der Vorschlag dazu 
stam m te von Prof. Kelsen. Das geht eindeutig aus dem archi- 
valischen M aterial (den Protokollen des V erfassungsunterausschus­
ses), das Prof. Erm acora 1971 publizierte 13, hervor.

Beide K urien, Wien sowohl, wie auch N iederösterreich-Land, 
gaben sich daraufh in  eigene Landesverfassungen. Wien am 10. No­
vem ber, N iederösterreich-Land am 30. N ovem ber 1920. D er 30. 
Novem ber 1920 gilt deshalb m it Recht als der G eburtstag des heu­
tigen Niederösterreichischen Landtages und der Niederösterreichische 
L andtag gedachte dieses Tages 50 Jah re  später m it einer Fest­
sitzung und ich ha tte  die Ehre, im A uftrag des Präsidenten  des 
Landtages, Dipl.-Ing. Josef Robl, die Festschrift „50 Jah re  Landtag 
von N iederösterreich“ 14 zu verfassen, deren 2. Band erst kürzlich 
erschienen ist.

Da die verm ögensrechtlichen A useinandersetzungen zwischen 
W ien und N iederösterreich nicht so rasch erledigt w erden konnten, 
w ar fü r verschiedene Angelegenheiten (vor allem  fü r die Landes­
anstalten , Schulen, V ersicherungsanstalten, die Landeshypotheken­
ansta lt und insbesondere die Landeseisenbahnen) ein in der Bun­
desverfassung vorgesehener Gem einsam er Landtag bestim m t, den 
beide K urien gem einsam  zu bilden hatten. Der Gemeinsame Land­

is F. Ermacora H. Kelsen  S. 26.
14 Riepl, Hermann: Der Landtag in der Ersten Republik. Wien 1972. 

(Fünfzig Jahre Landtag v. Niederösterreich. 1.) u. ders.: Der Landtag in 
der Zweiten Republik. 1945 bis 1970. Wien 1973. (Fünfzig Jahre Landtag 
v. Niederösterreich. 2.)

©Verein für Landeskunde von Niederösterreich;download http://www.noe.gv.at/noe/LandeskundlicheForschung/Verein_Landeskunde.html



214 H erm ann Riepl

tag hatte  sich auch eine Gemeinsame Verfassung zu geben. E nt­
schieden w urde auch im Gemeinsamen Landtag m it M ehrheit und die 
w ar — Wien und N iederösterreich-Land zusam mengerechnet — ja 
schon vor der Trennung in diese zwei K urien sozialdemokratisch ge­
wesen.

Die einzigen Leistungen dieses Gemeinsamen Landtages w aren 
eine Gemeinsame Landesverfassung am 28. Dezember 1920, eine 
Geschäftsordnung fü r denselben, ein gemeinsames Budget, zu dem 
Wien 70 Prozent und N iederösterreich-Land 30 Prozent beisteuerte 
und schließlich die „A ußerkraftsetzung der Gemeinsamen Landes­
verfassung“ am 29. Dezember 1921. Die meisten Agenden dieses Ge­
meinsamen Landtages hatte  eine „Verwaltungskom mission“, be­
stehend aus W iener und niederösterreichischen V ertretern, w ahr­
genommen. Diese Verwaltungskommission w ar bei der G üter- und 
Pflichtenaufteilung zwischen Wien und N iederösterreich innerhalb 
eines Jahres bereits so w eit vorangekommen, daß der A rtikel 114 
der Bundesverfassung (bzw. der Art. 31 der Gemeinsamen Landes­
verfassung), wonach durch übereinstim m ende Beschlüsse des W iener 
Landtages und des Landtages von Niederösterreich-Land ein „selb­
ständiges Land W ien“ gebildet w erden k a n n ,  auch tatsächlich ver­
w irklicht wurde. Die Bundesverfassung sah zw ar die „radikale T ren­
nung zwischen den beiden Landesteilen“ v o r 15, von einer Ver­
pflichtung dazu oder gar von einer dafür vorgesehenen Frist, wie 
man in einigen D arstellungen über diese Geschehnisse lesen kann, 
ist nirgends die Rede.

Nachdem also beide Landtage das sogen. Trennungsgesetz am
29. Dezember 1921 beschlossen hatten  und dadurch ein „selbstän­
diges Bundesland W ien“, aber auch (gemäß A rtikel 1 des Ver­
fassungsgesetzes) der bisherige Landesteil N iederösterreich-Land 
das selbständige Bundesland, „das den Namen Niederösterreich 
fü h rt“ 16, entstanden war, löste sich der Gemeinsame Landtag noch 
am selben Tag m it der A ußerkraftsetzung seiner Gemeinsamen Lan­
desverfassung auf. Der Gemeinsame Landtag w ar „lediglich eine 
Verbindungsstelle fü r jene Angelegenheiten (gewesen), welche bei 
der ersten Trennung noch nicht vollständig auseinandergetrennt 
w urden“ 17. Die weiteren, Wien und Niederösterreich gemeinsam 
verbliebenen Interessen und Objekte w urden von einer von beiden 
Landtagen beschickten „Abrechnungskommission“ betreut. Vom 1. 
März 1923 an w erden m it Zustimmung des Landes Wien die ge­
meinsamen Angelegenheiten von Niederösterreich und Wien auf 
Grund von Verordnungen der Nieder österreichischen Landesregie-

15 Landesrat S e gu r . . .  Zitiert in: Unsere Heimat. 43. 1972. S. 8.
16 „Verfassungsgesetz, wom it ein selbständiges Land Wien gebildet 

wird“. (Trennungsgesetz). LGB1. f. N ö.-Land. Jg. 1921, Nr. 346 u. LGB1. f. Wien, Jg. 1921, Nr. 153.
17 Landesrat Se gur . . .  Zitiert in: Riepl Landtag  I. S. 85.
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rung vom 27. F eb ruar 1923 und vom 23. Dezember 1925 durch 
das Land N iederösterreich besorgt.

So w aren also m it 1. Jän n e r 1922 aus dem alten  K ronland 
N iederösterreich zwei völlig selbständige und gleichberechtigte Bun­
desländer geworden, von den Christlichsozialen und den Sozialdemo­
kraten  freudigst begrüßt und bejubelt. Der christlichsoziale Abge­
ordnete und spätere Finanzm inister Segur, aber auch die Sozialde­
m okraten S taatskanzler a. D. K arl R enner und B ürgerm eister Seitz 
stim m ten in der Ansicht überein, daß erst eine endgültige T rennung 
der V erw altung des städtischen vom ländlichen Raum  zu einem  bes­
seren V erständnis der beiden neuen B undesländer Wien und N ieder­
österreich füreinander und fü r eine w irtschaftliche Belebung be itra ­
gen werde. Lediglich die Großdeutsche F rak tion  des Landtages legte 
gegen das Trennungsgesetz R echtsverw ahrung ein und p ro testierte  
gegen die betreffenden Bestim m ungen der Bundesverfassung, weil 
diese — ohne N iederösterreich befragt oder gehört zu haben — 
dem Lande eine wesentliche G ebietsänderung verfügten, und wei­
ters, weil sie das neu geschaffene Bundesland nicht fü r lebens­
fähig hielten. Wie sehr die Großdeutschen gerade m it dieser F est­
stellung rechthaben w ürden, sollte sich dann sehr bald erweisen, 
wobei allerdings festgehalten w erden muß, daß dam als die Lebens­
fähigkeit der gesam ten Republik von allen Parte ien  bezweifelt 
w urde.

Im  Jah re  1922 erfolgte die Einigung über das B undes-Finanz- 
verfassungsgesetz und die Regelung der A bgabenteilung (Finanz­
ausgleich). Das eigene S teuerfindungsrecht der Länder hatte  schon 
in der Zeit der E rsten Republik fü r die Landesfinanzen eine sehr 
geringe Bedeutung gehabt. Die L änder lebten schon im m er von 
dem, was von den „gemeinschaftlichen Bundesabgaben“ ihnen an­
teilsm äßig zufiel.

Schon bei der E rstellung des Budgets fü r 1923 w urden deshalb 
im  L andtag die ersten  konkreten A usw irkungen der T rennung von 
W ien und N iederösterreich festgestellt. Der E inkom m ensteuerertrag 
fü r Wien betrug  dam als 160 M illiarden Kronen, fü r N iederösterreich 
aber n u r 23,5 M illiarden Kronen. Dem Land N iederösterreich fehle 
eben „ s e i n  natürlicher w irtschaftlicher M ittelpunkt“, sagte Abg. 
Dr. M itterm ann 18. M it dieser Feststellung Dr. M itterm anns w ar das 
Them a Trennung Wiens von N iederösterreich fortan  so gut wie in 
jeder B udgetdebatte bis zum Voranschlag 1934 w ieder vorgekom ­
men. Die christlichsozialen aber auch die sozialdem okratischen Land­
tagsabgeordneten schwiegen zunächst zu den Feststellungen der 
D eutschnationalen bzw. Großdeutschen Volkspartei, die dam als von 
den 60 L andtagsm andaten 6 innehatten. Die Christlichsoziale P arte i 
verfügte in der ersten  W ahlperiode des Landtages von N iederöster­
reich, die von 1921 bis 1927 dauerte, über 32 und die Sozialdemo­
kratische P arte i über 22 Sitze im Landtag.

is Riepl Landtag  I. S. 118.
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Sehr bald kam aber dann im Nieder österreichischen Landtag 
das Schlagwort von der „Benachteiligung N iederösterreichs“ bei der 
A bgabenteilung (Finanzausgleich) und von der „Bevorzugung W iens“ 
auf. Aus den Zwanzigerj ahren der Ersten Republik stam m t auch 
das Schlagwort vom „reichen W ien“, das m an gelegentlich heute 
noch hören oder lesen kann. Da Wien verständlicherw eise von seiner 
sicherlich guten Position im Bundes-Finanzverfassungsgesetz nicht 
abrückte, und die Sozialdem okraten keiner diesbezüglichen Ände­
rung eines Verfassungsgesetzes zustimmten, kam es nicht n u r auf 
Bundesebene, sondern auch im Niederösterreichischen Landtag zu 
einer Stimmungsmache gegen die B undeshauptstadt — ja  zu einer 
Scharfmacherei gegen Wien. Landesrat Dr. Beirer, der Finanzrefe­
ren t der N ö. Landesregierung, forderte in der Voranschlagsdebatte 
1925 sogar, daß die Bevorzugung Wiens nicht so w eit gehen dürfe, 
„daß die ändern Länder des Bundes dadurch in ih rer Existenz be­
droht w erden“ ie. Die Sozialdemokraten im Niederösterreichischen 
Landtag, die notgedrungen ihre W iener P a rte ifreu n d e20 in Schutz 
nehmen mußten, setzten sich seitens der Christlichsozialen dem Vor­
w urf des V errates an Nieder Österreich aus. Sie machten weniger 
die Benachteiligung Niederösterreichs und die Bevorzugung Wiens im 
Finanzausgleich fü r die zunehmende V erarm ung Niederösterreichs 
verantw ortlich als die nach ih rer Meinung verfehlte W irtschafts­
und Finanzpolitik der Bundesregierung, welche die steigende A r­
beitslosigkeit zur Folge hätte.

In der Budgetdebatte 1927 griff erstm als Landeshauptm ann Dr. 
Buresch, der spätere Bundeskanzler, in die D ebatte über das Ver­
hältnis W ien-Niederösterreich ein und sagte, daß dem Land Nieder­
österreich m it dem Selbständigwerden der B undeshauptstadt Wien 
vier Fünftel der dem früheren  Erzherzogtum zur Verfügung ge­
standenen S teuerkraft verlorengegangen sei. „Es fehlt unserem  
Lande jene K onzentration des Handels und des Geldwesens“, sagte 
der Landeshauptm ann, „die m it der Existenz einer Landeshaupt­
stadt verbunden zu sein pflegt und die dadurch, daß sich das gei­
stige Zentrum  unserer Verwaltung nicht im Landesgebiet befindet, 
einem anderen Bundesland, nämlich Wien, zugute kom m t“ 21. Die­
sen Feststellungen des Landeshauptm annes Buresch, die er m it den 
entsprechenden Zahlen belegte, w urde auch vom sozialdem okrati­
schen Landeshauptm annstellvertreter Christoph nicht widersprochen. 
E r bestätigte, daß das Fehlen einer Landeshauptstadt „ein schwerer 
Schaden, nicht nu r in finanzieller Hinsicht“ sei, brachte aber dann 
erstm als im Landtag eine Anregung vor, die, weil noch im m er nicht 
erfüllt, bis heute gültig ist und dementsprechend oft, auch in jüng­
ster Zeit, im Landtag zu hören w ar: Der Bund müsse dem Land

1» I. S. 152, 216.
20 Abg. Landesrat Oskar Helmer. Zitiert in: Riepl Landtag  I. S. 136 

u. 137, 151.
21 I. S. 187.
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N iederösterreich das Fehlen einer H auptstad t in irgendeiner Form  
abgelten. Christoph w ar dam als „überzeugt“, wie er sich ausdrückte, 
„daß w ir ein H auptstadt-Ä quivalent bestim m t bekom m en“ 22. Der 
sozialdem okratische A bgeordnete Dr. Fischer bezeichnete in der­
selben D ebatte das Fehlen einer L andeshauptstadt als „verw altungs­
technische A nom alie“, m einte aber, daß es eine „G roßtuerei und eine 
unpraktische Sache“ sei, dem Land N iederösterreich m it seiner Geld­
not irgendwo eine H auptstad t zu schaffen 2S.

Die Großdeutsche P arte i begnügte sich nicht, so wie die beiden 
anderen Parteien , dam it, dem Land N iederösterreich eine bessere 
Position beim  Bund zu verschaffen, sie verlangte ab dem Jah re  1928 
im m er heftiger die W iedervereinigung m it Wien. Landeshauptm ann 
Buresch versuchte schon im Jah re  1928 die D ebatte um eine eigene 
L andeshauptstad t und die T rennung von Wien endgültig zu been­
den, indem  er betonte, daß die beiden B undesländer m it einer 
„überzeugenden M ehrheit von neunzig Prozent“ selbständig ge­
m acht w urden 24.

In der B udgetdebatte fü r den Voranschlag 1929 beklagte sich 
Abg. K raus — nach dem Zw eiten W eltkrieg viele Jah re  L andw irt­
schaftsm inister — darüber, daß N iederösterreich ohne H auptstadt 
„dasteh t“ und die K onkurrenz Wiens auf die D auer unerträglich 
w e rd e 25. Abg. B irbaum er, u n te r den Großdeutschen der schärfste 
Gegner der T rennung Wiens von N iederösterreich, verglich diese 
m it der T rennung einer Ehe. A llerdings habe bei dieser Trennung 
der eine Teil der Ehe nicht n u r s e i n  H eiratsgut mitgenommen, 
sondern er steckte auch „im V ersehen“ das H eiratsgut des Landes 
N iederösterreich in die Taschen und habe vergessen, es w ieder zu­
rückzugeben 26. Derselbe Abg. B irbaum er w ar es auch, der im 
N ö. L andtag einen A ntrag auf „W iederzusamm enlegung der bei­
den Landtage von Wien und N iederösterreich“ einbrachte und sich 
schließlich am  31. März 1931 in einem A ntrag fü r eine „Zusam m en­
legung der neun Landtage zu vier V erw altungsgebieten“ aussprach 27.

Abg. Dr. Czermak, der spätere U nterrichtsm inister, m einte, daß 
das Land N iederösterreich anläßlich der T rennung m ehr hergegeben 
habe als recht gewesen sei. Die Trennung sei auch „etwas übere ilt“ 
gewesen und die dam aligen „jäm m erlichen Zustände der F inanzen“ 
beim  Bund, den L ändern und in Wien hä tten  sie „übersehen lassen, 
daß bei E in tritt norm aler V erhältnisse die ungeheuren V orteile der

22 I. s. 188.
23 i. s. 190.
24 I. S . 217.
25 I. s. 237.
26 I. s. 237.
27 Bei Birbaumers Vorschlag blieben Wien, Linz, Graz und Inns­

bruck als Landeshauptstädte übrig. Das Burgenland sollte auf N ieder­
österreich und die Steierm ark auf geteilt werden. Kärnten sollte m it Steier­
mark, Salzburg m it Oberösterreich und Vorarlberg m it Tirol vereinigt 
werden. (Riepl Landtag  I. S. 268.)
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H auptstadt des Bundes auf jeden Fall auch große Einnahm en und 
finanziellen Gewinn w erden bringen m üssen.“ Und fügte resignie­
rend hinzu: „ . . .  ich habe m ir den Föderalism us in Österreich an­
ders vorgestellt, als er sich jetzt ausw irk t“ 28.

Bis zum Jah re  1929 w aren die V erhältnisse in N iederösterreich 
so w eit gediehen, daß m it einem „finanziellen Ausgleich zwischen 
Wien und N iederösterreich“ allgemein gerechnet wurde. Die Be­
nachteiligung Niederösterreichs durch das Fehlen einer Landeshaupt­
stadt w ar bereits so allgemein bekannt, daß man im NÖ. Landtag 
noch w ährend der V orberatungen zur zweiten großen Novellierung 
der Bundesverfassung im Jah re  1929 günstige A usw irkungen auf 
das V erhältnis zwischen Wien und Niederösterreich infolge der T ren­
nung erw artete. Überraschenderweise — so w urde im NÖ. Landtag 
betont — haben die Nieder Österreich betreffenden Problem e in der 
Verfassungsnovelle aber keinen Niederschlag gefunden. So richteten 
sich die Hoffnungen des Landes N iederösterreich auf eine w eitere 
Abgabenteilung, aber auch diese brachte keinerlei zusätzlichen E r­
folge. F inanzreferent Dr. Barsch schilderte in der Voranschlags-De­
batte  1930 eindringlich die schwierige Situation, in der sich N ieder­
österreich damals befand und kam  „auf der Suche nach jemandem, 
der m it Recht“, so Dr. Barsch, „verhalten w erden kann, m itzutragen 
an den Lasten, die das Land Niederösterreich h a t“, auf Wien zu 
sprechen. Er sagte: „Die wirklichen Ursachen, auf denen die p re­
käre Lage Niederösterreichs b e r u h t . . . ,  bestehen darin, daß Wien 
und Niederösterreich nicht wirklich, sondern nu r gesetzlich getrennt 
wurden, daß aber nie und nim m er die W irtschaftsfäden zwischen 
diesen beiden Ländern zerschnitten w erden können. Auch wenn man 
für Niederösterreich eine H auptstadt machen könnte — ich erw ähne 
zum Beispiel Baden — so hätte  m an dam it dem Lande kaum  etwas 
genützt; die Bevölkerung von Niederösterreich hält w eiterhin Wien 
als Zentrum  des Landes, als seine W irtschaftszentrale. W ir haben 
eine ganze Reihe von Beweisen dafür, daß hier m it bloßer gesetz­
m äßiger Trennung das Auslangen nicht gefunden w erden kann, daß 
die wirtschaftlichen Fäden w eiter verblieben sind. Wenn dem so ist, 
so ergibt sich daraus, daß auf Grund dieser durch Jahrhunderte  her­
ausgebildeten V erhältnisse die Steuerquellen in Wien sich befinden. 
Die Fabriken, die bei uns im W iener N eustädter Gebiet arbeiten 
. . . ,  schaffen dort das Einkommen, die G eneraldirektion, die P ro­
kuristen, die V erw altungsräte, die A ktionäre sitzen aber zum 
großen Teil in Wien, in Wien w erden von ihnen die Steuern einge­
hoben, die Tantiem ensteuern, die Dividendensteuer, die Luxus­
steuer, die W arenum satzsteuer, die Nahrungs-u. Genußmittelabgabe 
usw., abgesehen von den norm alen direkten Steuern, wie der E r­
werbs™ und der Einkommensteuer. Es ist w eiterhin selbstverständ­
lich, daß die ganze Bevölkerung Niederösterreichs nach Wien strebt; 
nehmen w ir nur die Firm tage, Theater, Kunst, Musik, in all dem er­

as Bd. I. S. 238.
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leben wir, daß, ohne Rücksicht darauf, ob Baden oder Krem s etw a 
die H auptstad t N ieder Österreichs w äre, Wien das w irtschaftliche 
und ku ltu relle  Z entrum  bleibt, in dem sich die großen E innahm en 
herausbilden. A ndererseits finden wir, daß nu r deswegen, weil Wien 
die H auptstadt N iederösterreichs ist, sich draußen in N iederösterreich 
die Anpassung an die W iener V erhältnisse in vielen Belangen her­
ausgebildet hat, nehm en w ir n u r die S traßen oder die Spitäler usw.; 
es sind dort W erte geschaffen worden, die nu r deswegen gemacht 
w erden konnten, weil seinerzeit eben von den G esam teinnahm en 
80 Prozent W iener S teuergelder w aren, n u r darum  konnte man in 
N iederösterreich alle diese W erte schaffen, m an hätte  sie nie be­
ginnen können, w enn nicht 80 von den 100 Prozent G esam tein­
nahm en aus W iener S teuergeldern  gewesen w ären. Nun ist es für 
uns unmöglich, m it all dem zu brechen und das bisherige Tempo 
in der K ulturentw icklung abzuschaffen.“

Z ur E ntlastung der Landesfinanzen machte Dr. Barsch einen fü r 
die dam alige Zeit sicher sehr bem erkensw erten Vorschlag, um bei 
der „A useinandersetzung m it Wien im freiw illigen Übereinkom m en 
in Güte zu einer Lösung zu kom m en“. E r regte — nach dem Bei­
spiel Berlin und G roß-Berlin — einen Zweckverband Groß-W ien in 
einem Radius von etw a 30 K ilom eter um Wien herum  an, in w el­
chem Raum  das B undesland W ien fü r die S traßen- und W asserbau­
ten, fü r das A rm en- und Schulwesen usw. beitragen könnte, ohne 
daß deswegen die Länder zusam m engelegt w erden m üßten. Denn 
die Menschen dieses Raumes — die sog. Randgemeinden, wie sie 
bis 1954 hießen — w ohnten ja  n u r in N iederösterreich arbeiteten  
aber in Wien und zahlten dort auch ih re  S teuern und Abgaben 29. 
Ein zweifellos in teressan ter Plan, der acht Jah re  später, allerdings 
u n te r ganz anderen Voraussetzungen, verw irklicht wurde. Die Na­
tionalsozialisten schufen dieses Groß-W ien indem sie 97 Randge­
m einden kurzerhand dem Reichsgau Wien einverleibten. In den vier 
Jah ren  vor der M achtergreifung H itlers in Österreich, in der sog. 
„A utoritären  Ä ra“, w ar die H auptstadtfrage Niederösterreichs ganz 
offensichtlich kein Problem . N iederösterreich w urde zu Lasten Wiens 
in der A bgabenteilung bessergestellt und Wien selbst erh ielt einen 
Bundeskom m issär und an die Stelle der bisherigen Verfassung tra t 
eine „Stadtordnung fü r die B undeshauptstadt W ien“.

Den N ationalsozialisten w äre es möglich gewesen, aus Wien 
und N iederösterreich einen einzigen Reichsgau N iederdonau zu m a­
chen. Sie ta ten  es nicht, sondern vergrößerten m it W irksam keit vom 
15. O ktober 1938 den Reichsgau Wien auf 26 Bezirke und en t­
schädigten den Reichsgau N iederdonau m it dem nördlichen B urgen­
land, das sie N iederdonau angliederten. Das H auptstadtproblem  lö­
sten die Nationalsozialisten auf ih re  A rt indem sie Krem s zur Gau­
haup tstad t und dam it wohl zum politischen M ittelpunkt von N ieder-

29 I. s. 250 f.
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Österreich machten, die V erw altung des Reichsgaues Niederdonau 
blieb aber — mangels entsprechender A m tsgebäude — in Wien. Zur 
Finanzierung des H aushaltes des Reichsgaues N iederdonau ist noch 
zu bemerken, daß diese zu einem erheblich größeren Prozentsatz 
(nämlich 54% gegenüber 37%) aus Reichsfinanzzuweisungen erfolgte, 
als es im H aushalt des Landes Niederösterreich der Fall gewesen 
w ar 30.

Diese Regelung der H aushaltsfinanzierung blieb noch bis 1948 
in K raft. Das Finanz Verfassungsgesetz aus dem Jah re  1948 und 
die darauf basierenden Finanzausgleichsgesetze stellten im w esent­
lichen w ieder jenen Zustand der eher bescheidenen Finanzhoheit 
der Bundesländer her, wie er bis 1938 bestanden hatte. Das hieß, 
daß Niederösterreich auch w eiterhin das Fehlen einer eigenen 
Landeshauptstadt und dam it eines w irtschaftlichen Schwerpunktes 
vom Bund nicht abgegolten erhielt. Zehn Jah re  russische Besatzung 
trugen das Ihre dazu bei, daß sich der W iederaufbau des Landes und 
die Industrieneugründungen in N iederösterreich nicht in dem Aus­
maße vollzogen, wie in den westlichen Bundesländern. Es kam  im 
ersten Jahrzehn t nach dem Zweiten W eltkrieg zur Ausbildung jenes 
wirtschaftlichen W est-Ost-Gefälles, das bis heute nicht endgültig 
überw unden ist, obwohl seit einigen Jah ren  das W irtschaftswachs­
tum  Niederösterreichs stärker ist als in den meisten anderen Bun­
desländern.

Die schlechte Finanzlage des Landes Niederösterreich nach 1948, 
die, wie m ehrm als erw ähnt, auch in der Zweiten Republik vornehm ­
lich auf die unbefriedigende Lösung der Abgabenteilung zwischen 
dem Bund und den Bundesländern zurückgeführt w erden muß, 
ließ im Jah re  1950 ein historisch und politisch unbew ältigtes Erbe 
aus der Zeit der G ründung der Republik W iedererstehen. In der 
Voranschlagsdebatte 195131 erk lärte  Abg. Dr. Steingötter, damals 
Bürgerm eister von St. Pölten, die Schwierigkeiten Niederösterreichs 
m it der Trennung von Wien und Niederösterreich. E r habe, so sagte 
Dr. Steingötter, diese Trennung nie gebilligt und w erde sie auch nie 
billigen, glaube aber, daß sie nie m ehr rückgängig gemacht w er­
den könne. Er bedauerte die Auflösung der großen Koalition zwi­
schen Sozialdemokraten und Christlichsozialen, die nach dem Ersten 
W eltkrieg kurze Zeit bestand, und meinte, daß sich beide Parteien 
einen eigenen Machtbereich geschaffen hätten, die Sozialdemokra­
ten in Wien und die Christlichsozialen in Niederösterreich. Dr. Stein­
götter wörtlich: „An diesem historisch nicht zu billigenden Schritt 
kranken w ir heute noch und daraus erklären sich alle Schwierig­
keiten, die w ir besonders im m er dann spüren, wenn w ir an die Be­
ratung eines Voranschlages heran treten .“

W arum gerade Abg. Steingötter die Erinnerung an die Tren­
nung von Wien und Nieder Österreich wachrief und später fü r die

80 Riepl Landtag  II. S. 10.
si II. S. 130 f.
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Schaffung einer eigenen L andeshauptstadt fü r N iederösterreich ein­
tra t, e rk lä rte  ein Ö V P-A bgeordneter aus Wr. N eustadt, Prof. Zach, 
einige Zeit später im L a n d ta g 32 dam it, daß fü r den B ügerm eister 
von St. Pölten, Dr. S teingötter, n u r dieses als L andeshauptstadt in 
Frage komme. Daß die St. Pö ltner Bevölkerung selbst ih re  S tad t 
als L andeshauptstad t sehen will, zeigte erst kürzlich ein U m frage­
ergebnis aus dem Jah re  1971, nach welchem sich 80 P rozent der Be­
frag ten  Sankt Pö ltner fü r St. Pölten als L andeshauptstadt aus- 
sprachen 33.

Abg. W ondrak brachte in der Voranschlagsdebatte 1952 die feh­
lende L andeshauptstadt m it den Schw ierigkeiten N ieder Österreichs 
in Zusam m enhang. Die T rennung Wiens von N iederösterreich sei 
„vielleicht eine politisch unerläßliche N otw endigkeit“ gewesen, sagte 
W ondrak, aber „w eder w irtschaftlich noch historisch gerechtfertig t.“ 
N iederösterreich sei m it Wien gewachsen. Auch w irtschaftlich sei es 
eine Einheit. W örtlich: „W ir haben keine H auptstadt und Wien hat 
kein H interland. Das sind Dinge, von denen w ir überzeugt sind, daß 
sie nicht fü r die Ew igkeit geschaffen sind“ 34.

In  der B udgetdebatte 1954 w urde im  N ö. Landtag zum ersten 
Mal der V erlust, den N iederösterreich durch das Fehlen einer eige­
nen L andeshauptstadt erleidet, ziffernm äßig angegeben. Der F inanz­
referent, L andesrat V iktor M üllner, nannte  einen Betrag von 600 
M illionen Schilling, der als Landesanteil der S tad t Wien dem Land 
N iederösterreich verlorengehe. Die Höhe des Betrages — das ge­
sam te niederösterreichische Budget fü r 1954 wies insgesam t n u r E in­
nahm en in der Höhe von 571 M illionen Schilling auf — erläu terte  
M üllner an den Beispielen Graz und Salzburg. W ürde die S tadt 
Salzburg etw a aus dem Lande Salzburg herausgenom m en, so w äre 
das ein V erlust von 40 Prozent fü r das Land Salzburg. F ü r N ieder­
österreich bedeute das Fehlen der L andeshauptstadt aber einen 
50%igen V erlust. N iederösterreich „als Land ohne Landeshaupt­
s tad t“ könne auf die D auer in finanzieller Hinsicht nicht so w eiter­
geführt w erden. Es m üßte a u c h  einen Teil der Landeseinnahm en 
bekommen, die ihm  durch den M angel einer L andeshauptstadt verlo­
rengehen 35. Abg. H ilgarth  brachte nam ens der ÖVP einen en t­
sprechenden A ntrag ein, dem auch die Sozialisten und die Kommu­
nisten zustim m ten. Dieser lautete: „Die Niederösterreichische Lan­
desregierung w ird  aufgefordert, bei der B undesregierung wegen 
Ä nderung des Finanzausgleichs vorstellig zu werden, daß wegen 
Fehlens einer H auptstad t in N iederösterreich aus den E rtragsan­
teilen der Länder ohne N iederösterreich an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben . . .  ein Vorzugsanteil zugunsten des Landes N ieder­

st Landtagssitzung v. 26. Juni 1953. Sten. Prot. S. 309.
33 if es — Befragung. S. Die Presse v. 22. Dezember 1971. S. 4.
34 Riepl Landtag  II. S. 143.
35 II. S. 172.
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Österreich ausgeschieden w ird“ 38. Von diesem A ntrag w urde im 
Landtag bis heute keine Erw ähnung m ehr gemacht.

Als 1955, nach dem Abschluß des österreichischen S taatsver­
trages und dem Abzug der russischen Besatzungsmacht, N iederöster­
reich endlich w irksam  geholfen w erden sollte, w urde auch dabei 
von seiten Niederösterreichs auf das Fehlen einer Landeshauptstadt 
und dam it eines w irtschaftlichen „K ristallisationspunktes“ hinge­
wiesen. Mit diesem Hinweis w ollte das Land N iederösterreich eine 
G ewinnbeteiligung an seinen Bodenschätzen Erdöl und Erdgas er­
zwecken 37, was kurze Zeit später in Form  von E rdgasrabatten  
der ÖMV fü r die Landesgesellschaft NIOGAS tätsächlich seinen Nie­
derschlag finden sollte.

Die Bevorzugung Wiens und die Benachteiligung aller übrigen 
Bundesländer w aren die Schwerpunkte in der Budgetdebatte 1958. 
Selbst der Landeshauptm ann von Niederösterreich, Johann Stein- 
böck, griff in diese Diskussion ein und zitierte die Rechnungsab­
schlüsse über das Rechnungsjahr 1955 von Wien und Niederösterreich. 
Die Bevorzugung Wiens im Finanzausgleich sei daraus ersichtlich, 
sagte Steinböck, daß Wien, m it nicht einm al einem Viertel der 
Einwohnerzahl Österreichs, ein D rittel der Einnahm en aller Bundes­
länder erhalten  habe. Wien habe im Jah re  1955 pro Einw ohner 
1445 Schilling ausgeben können, N iederösterreich als Land aber nur 
400 S und gemeinsam m it den Gemeinden 862 S 38.

Die Verluste Niederösterreichs durch das Fehlen einer Landes­
hauptstadt w aren also eindeutig nachgewiesen und m an erw artete 
damals allgemein, daß ein neuer Finanzausgleich dieser Situation 
Rechnung tragen werde. Dr. Steingötter, der sieben Jah re  vorher 
noch an St. Pölten als Landeshauptstadt gedacht hat, meinte Ende 
1957, daß man unmöglich irgendeine der niederösterreichischen 
Städte zur H auptstadt machen könne. „Wir müssen uns m it dem Ge­
danken abfinden“, sagte Dr. Steingötter, „daß Wien nie freiwillig 
oder unfreiw illig in den niederösterreichischen Mutterschoß zurück­
kehren wird, daß daher die Trennung eine dauernde ist und daß 
w ir eben dazu verurte ilt sind, als N iederösterreicher hier in dieser 
Stadt ein dauerndes Gastspiel zu absolvieren.“ Beim nächsten Fi­
nanzausgleich müsse Niederösterreich dafür „eine A rt Apanage oder 
W aisenrente“ als Entschädigung erhalten 39.

Landesrat M üllner hat in der Budgetdebatte fü r den Voran­
schlag 1960 die Forderungen Niederösterreichs an den Bund p rä­
zisiert. Eine Gleichstellung Niederösterreichs m it den anderen Bun­
desländern w ürde erst dann erfolgen, sagte Müllner, wenn man 
Niederösterreich für das Fehlen einer Landeshauptstadt einen

30 II. S. 179.
37 II. s. 215, 220.
38 Amtl. Nachrichten v. Niederösterreich. 16. Dezember 1957. S. 241 

bis 242.
3» Riepl Landtag  II. S. 258.
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jährlichen V orzugsanteil von 250 bis 300 M illionen Schilling gew äh­
ren  o d e r  w enn der Bund von N iederösterreich rund  5 000 von 
den insgesam t fast 11 000 km S traßen übernehm e 40.

Leopold Figl nahm  anläßlich seiner W ahl zum L andeshaupt­
m ann von N iederösterreich im Jah re  1962 zum Thema: „Fehlen 
einer L andeshauptstad t“ S tellung und nannte  diesen U m stand eine 
„schwere B elastung“. Oberösterreich, S teierm ark  oder Salzburg w ür­
den bis zur H älfte ih re r F inanzkraft einbüßen, w ürden sie ihre 
H auptstad t verlieren. N iederösterreich müsse deshalb in einem 
neuen Finanzausgleich m e h r  Berücksichtigung finden, forderte  
F ig l«.

Doch die neuen Finanzausgleichsverhandlungen endeten nicht 
wesentlich anders, als alle vorangegangenen. Das V erständnis der 
übrigen B undesländer fü r die Situation Niederösterreichs als ein 
B undesland ohne H auptstadt w ar nicht größer geworden. N ieder­
österreich w ar also darauf angewiesen, sich aus eigener K raft zu 
helfen. So setzte Ende der 50-er Jah re  jene Entwicklung ein, die 
noch ungebrochen anhält. Durch die zunehm ende Industrialisierung 
des Landes und die Verbesserung der Beschäftigungslage konnte 
m ittlerw eile das S teueraufkom m en in N iederösterreich d e ra rt ange­
hoben werden, daß die fü r N iederösterreich günstigeren A usw ir­
kungen im Finanzausgleich nicht ausblieben. Und aus den gele­
gentlichen A ngriffen auf Wien entw ickelte sich im letzten J a h r­
zehnt eine K ooperationsbereitschaft m it Wien, die, um nu r einige 
Beispiele anzuführen, in der Schloß-Laxenburg-Betriebsges.m .b.H .42 
oder in der G ründung der „Gem einsamen Geschäftsstelle fü r die 
P lanungsaufgaben Wien—N iederösterreich“ 43 im Jah re  1967 ihren 
Ausdruck fanden.

Seit dem Jah re  1962 h a t sich die Diskussion über eine N ieder­
österreichische L andeshauptstadt vom Landtag weg in einzelne In ­
teressenvertretungen, in einige größere S tädte Niederösterreichs 
und vor allem in die M assenmedien verlagert. Eine der wenigen E r­
k lärungen dazu in den letzten zehn Jah ren  im NÖ. Landtag sei aber 
noch angeführt. Als sich der Landtag am 17. A pril 1969 m it der 
E rrichtung eines Am tsgebäudes auf der landeseigenen Liegen­
schaft auf dem Ballhausplatz in Wien beschäftigte — die Frage der 
V erbauung dieses vom Land N ieder Österreich im Jah re  1954 er­
w orbenen Grundstückes ist bekanntlich erst in allerjüngster Zeit 
endgültig entschieden w orden 44 — knüpfte die Sozialistische F rak ­
tion ihre Zustim m ung zu diesem V orhaben an die „dezidierte“ E r­
k lärung des Landeshauptm annes M aurer, „daß bis in die fernere Zu­

40 II. s. 285.
41 II. S. 317.
42 II. S. 312.
43 II. S. 402.
44 Vgl. dazu: Die Wochenpresse v. 19. Dezember 1973. Nr. 51/52. 

S. 7; Kurier v. 15. Jänner 1974; Die Presse v. 16. Jänner 1974; Kurier 
v. 20. März 1974. S. 7.
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kunft der Sitz der N ieder österreichischen Landesregierung in Wien 
bleiben w ird und man im Laufe der Zeit n u r gewisse D ezentrali­
sierungen vornehm en wolle“ 45.

Die V erluste N iederösterreichs durch das Fehlen einer Landes­
hauptstad t w urden erst in jüngster Zeit w ieder und zw ar durch Un­
tersuchungsergebnisse vom W iener Institu t fü r Stadtforschung deut­
lich dargelegt. Dieses Institu t untersuchte die w irtschaftliche Bedeu­
tung der Landeshauptstädte an H and ih rer Beiträge zum B ruttona­
tionalprodukt. Dabei zeigte sich, daß etw a die L andeshauptstadt K la- 
genfurt ein „B ru ttourbanprodukt“ von 2,8 M illiarden, Innsbruck von 
4,1 M illiarden und Salzburg von 5,1 M illiarden Schilling erbringt, 
was pro Erw erbstätigen 98.000,—, 97.000,— bzw. 99.000,— Schilling 
ausmacht, das sind um rund 50 P r o z e n t  m e h r  als im öster­
reichischen Durchschnitt auf einen Erw erbstätigen e n tfä ll t46.

Aus diesen Ziffern geht k lar hervor, welche wirtschaftliche Be­
deutung einer Landeshauptstadt fü r das betreffende Land zukommt. 
Die Frage, ob N iederösterreich deshalb eine H auptstadt erhalten  
soll, w ird allein, schon wegen der grundsätzlichen Bedeutung einer 
Landeshauptstadt, wie aus den genannten Zahlenbeispielen zu er­
sehen ist, im m er aktuell bleiben 47.

45 Riepl Landtag  II. S. 185.
46 Die Gewerbliche Wirtschaft Niederösterreichs im J. 1971. Jahr­

buch d. Handelskammer Niederösterreich. Wien 1972. S. 29.
47 Einige Beiträge zum Thema niederösterr. Landeshauptstadt:

Jäger, Werner: Ein Landesschwerpunkt für Niederösterreich? In: B e­
richte zur Landesforschung u. Landesplanung. 1. Jg. 1956. H eft 2 
S. 29—35.

Jäger, Werner: St. Pölten als Brasilia? Die Suche nach der Kapitale wird  
wieder aktuell. In: Die Presse v. 15. März 1972. Sonderbeil. Nieder­
österreich.

Körner Wilhelm: Niederösterreichs M ittelpunkte von morgen. In: Kultur- 
Berichte. Jänner 1968. S. 1—4.

Körner, Wilhelm: Regionalpolitik im Sog von Wien. In: Die Presse v.
5. April 1968. Sonderbeil. Niederösterreich.

Schwarz, Wolfgang: Gemeindesteuern: Das Spannungsverhältnis W ien- 
Niederösterreich. In: Kultur-Berichte. Dezember 1971. S. 6—8. 

Strzygowski, Walter: Die künftige Gestaltung von Niederösterreich, 
in: Unsere Heimat. Jg. 27. 1956. Nr. 3—4, S. 49—53.
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